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Ergebnisse der Afghanistan-Konferenz am 24. November 2009 in Berlin 

Mission impossible am Hindukusch? 
Zwischenbilanz der neuen internationalen  
Afghanistan-Politik
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Einleitung

In Afghanistan hat sich die Sicherheitslage in den letzten 
acht Jahren trotz internationaler Militärpräsenz immer 
weiter verschlechtert. Die Zahl der Opfer steigt, die Ar-
mut nimmt zu und die Akzeptanz des militärischen En-
gagements der internationalen Gemeinschaft sowohl in 
der afghanischen Bevölkerung als auch in den westlichen 
Bündnisländern sinkt. VENRO, der Verband Entwick-
lungspolitik deutscher Nichtregierungsorganisationen e.V., 
veranstaltete in Kooperation mit den in Afghanistan täti-
gen deutschen Hilfsorganisationen – Caritas international, 
HELP,  Johanniter, Malteser International, medica mondi-
ale, medico international, Misereor, Oxfam Deutsch-
land, Afghanistan Schulen – Verein zur Unterstützung von 
Schulen in Afghanistan, Welthungerhilfe und World Vision 
Deutschland – am 24. November 2009 eine internationale 
Afghanistan-Konferenz in Berlin. Vertreter von afghani-
schen Nichtregierungsorganisationen (NRO), internatio-
nale Experten und Vertreter aus der deutschen Politik und 
Zivilgesellschaft waren  eingeladen, das bisherige interna-
tionale zivile und militärische Engagement in Afghanistan 
einer kritischen Bestandsaufnahme zu unterziehen und die 
Möglichkeiten der Umsetzung eines Strategiewechsels zu 
diskutieren. Rund 150 Interessierte kamen in den großen 
Sitzungssaal der Landesvertretung von Sachsen-Anhalt in 
Berlin-Mitte und beteiligten sich an der Debatte. 

Anlässlich der Konferenz stellte VENRO auch ein 
neues Positionspapier vor, in dem die in Afghanistan tätigen 
VENRO-Mitgliedsorganisationen zentrale Elemente eines 
geforderten neuen Politikansatzes benennen.1  Am Ende der 
Konferenz, die von der Politikberaterin Ulrike von Pilar mo-
deriert wurde, waren sich die meisten Teilnehmer/-innen 
einig: Nicht der Militäreinsatz, sondern der zivile Aufbau 
und die Stärkung der afghanischen Zivilgesellschaft müssen 
in dem kriegsgeschundenen Land den Vorrang erhalten.

Jürgen Lieser, stellvertretender Vorsitzender von 
VENRO, betonte in seiner Einführung, dass trotz der in-
ternational vorherrschenden Erkenntnis, dass der Krieg 
in Afghanistan militärisch nicht zu gewinnen sei, sich die 
Gewaltspirale im Land weiter drehe. Der notwendige Stra-
tegiewechsel hin zu einem verstärkten, von den Afghanen 
selbstbestimmten zivilen Aufbau, sei bisher ausgeblieben. 
„Wenn in Deutschland über Afghanistan gesprochen wird, 
geht es vor allem um den Bundeswehreinsatz“, so Lieser. 
Das Engagement der Hilfsorganisationen, die ebenfalls 
unter einem hohen Risiko vor Ort tätig seien, trete in den 
Hintergrund. Entwicklungshilfe werde militärischen Inter-
essen untergeordnet. Durch die hohen zivilen Opferzahlen 
bei Militäraktionen, auch im Einsatzgebiet der Bundes-
wehr im Norden des Landes, wachse der Unmut gegen die  

Besatzer und viele junge Afghanen schlössen sich bewaffne-
ten Widerstandsgruppen an, warnte der VENRO-Vertreter. 
Die unklare Abgrenzung zwischen dem humanitären und 
dem politischen Mandat stelle die Unabhängigkeit der 
Hilfsorganisationen infrage und gefährde ihre Sicherheit. 
Die Bilanz des internationalen Afghanistan-Einsatzes falle 
daher aus Sicht der deutschen Hilfsorganisationen negativ 
aus. Angesichts dieser Entwicklungen fordere VENRO von 
der Bundesregierung einen Strategiewechsel in Afghanis-
tan, der dem zivilen Aufbau Vorrang vor dem Einsatz mili-
tärischer Mittel einräume.

Entwicklungserfolge und -misserfolge

Aziz Rafiee, Direktor des Afghanischen Forums der Zivil-
gesellschaft (ACSF), ein Dachverband von 137 afghanischen 
NRO,  betonte in seinem Statement, die ausländischen Part-
nerländer hätten insbesondere im Gesundheits- und Bil-
dungsbereich eine Vielzahl positiver Entwicklungen in Gang 
gesetzt. Doch trotz aller Erfolge lebe fast die Hälfte der af-
ghanischen Bevölkerung noch immer in Armut, ein Drittel 
sei vom Hunger bedroht. In vielen Teilen Afghanistans und 
vor allem in den ländlichen Regionen seien die staatlichen 
Institutionen schwach und nicht in der Lage, die Menschen 
mit den grundlegendsten Leistungen zu versorgen. 

Als Beispiel führte der ACSF-Vertreter die Provinz 
Daikundi an, wo lediglich ein Prozent aller Schulen in Ge-
bäuden untergebracht seien. Der Zugang zu Leitungswasser 
und Strom sei begrenzt, die Gesundheitsversorgung – vor  
allem für die Frauen – mangelhaft. Etwa jede halbe Stunde 
sterbe eine Afghanin an den Folgen von Schwangerschaft 
und Geburt und eine weitere Frau an Tuberkulose. 
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nik in Masar-i-Scharif bleiben die Patienten aus Angst vor 
Übergriffen weg, während die Frauenrechtsorganisation  
medica mon-diale die Rechtsberatung in Kandahar ein-
stellen musste, weil es für alle Beteiligten immer schwerer 
wurde, in einem frauenfeindlicher gewordenen Klima auf 
Frauenrechte zu pochen. Vor allem in den ländlichen Gebie-
ten Afghanistans seien viele Hilfs- und Aufbauprojekte zum  
Erliegen gekommen.

Für Gebauer steht fest, „dass das Ziel der internationalen 
Militärs, ein sicheres Umfeld für den Wiederaufbau des Lan-
des zu schaffen, gescheitert ist“. Nicht nur in Deutschland 
und anderen europäischen Ländern, sondern auch in Afgha-
nistan schwinde die Unterstützung für den Militäreinsatz. 
Humanitäre und entwicklungspolitische Vorhaben seien 
in Afghanistan in den letzten Jahren von der Dynamik des 
Krieges erfasst und strategischen Zielen untergeordnet, die 
Chancen auf Frieden verspielt worden. Wer wie die Trup-
pen stellenden NATO-Staaten den Bau von Schulen und 
Krankenstationen, das Räumen von Minen oder die För-
derung landwirtschaftlicher Alternativen zum Drogenabbau 
vorrangig als Mittel der Aufstandsbekämpfung deklariere,  
nehme in Kauf, dass nicht nur Soldaten, sondern zunehmend 
auch unabhängige zivile Helfer ins Visier der Widerstands-
kämpfer geraten. Die internationale Gemeinschaft müsse die 
Ausrichtung des militärischen Einsatzes korrigieren und das 
Mandat für die Schutztruppe von der NATO auf unpartei- 
liche Truppenkontingente unter UN-Führung übertra-
gen, die auf den Schutz der afghanischen Zivilbevölkerung  
verpflichtet werden müssen. Eine neue legitimatorische 
Grundlage für den Militäreinsatz sei unverzichtbar, damit 
die „Mission“ nicht scheitere. Nicht Aufstandsbekämpfung, 
sondern zivile Konfliktbearbeitung müsse bei einem Strate-
giewechsel den Vorrang erhalten.

Außerdem müsse eine sozialpolitische Offensive ge-
startet werden, um die Folgen der hohen Arbeitslosigkeit von 
50 bis 75 Prozent zu bekämpfen. Auch müssten protektionisti-
sche Maßnahmen zum Schutz der afghanischen Wirtschaft in 
Erwägung gezogen werden. „Afghanistan hat die schlechteste 
Außenhandelsbilanz nach dem Gazastreifen“, so Gebauer.

Mehr Kohärenz notwendig

Der frühere Bundestagsabgeordnete Winfried Nachtwei 
stellte die Frage, wie sich die Wirksamkeit und das Zu-
sammenwirken der NRO in Afghanistan verbessern ließe.  
Thomas Gebauer antwortete, dass sich viele afghanische 
und in Afghanistan tätige internationale Hilfsorganisatio-
nen in der Dachorganisation ACBAR zusammengeschlos-
sen hätten, um ihre Arbeit besser zu koordinieren. Dadurch 
sei es gelungen, gemeinsame Ziele zu entwickeln, Wissen 
zu teilen, und den Informationsfluss mit internationalen 
Gebern und afghanischen Behörden zu verbessern. Kohä-
renz sei aber in erster Linie ein Thema für staatliche Geber, 
zwischen den einzelnen Geberländern gebe es fundamental 
unterschiedliche Ansätze bei der Entwicklungshilfe. Aller-
dings seien auch NRO aufgefordert, sich einem Prozess der 
kritischen Selbstreflexion ihrer Arbeit zu unterziehen und 
dadurch Lernprozesse anzustoßen.

Diplomatie vernachlässigt 

Noch 2002 habe in Afghanistan ein „immenses Gefühl der 
Hoffnung“ vorgeherrscht, erinnerte Martine van Bijlert, 
Co-Direktorin des Afghanistan Analyst’s Network (AAN). 
Die von Korruption überschatteten Präsidentschaftswah-
len, die Staatschef Hamid Karsai im Amt bestätigten, seien 
der Weckruf gewesen. Die meisten Staaten, die in Afgha-
nistan involviert seien, hätten sich zum „Drei-D-Ansatz“ 
– Defence (Verteidigung), Development (Entwicklung) 
und Diplomacy (Diplomatie) bekannt, der Diplomatie  
allerdings viel zu wenig Beachtung geschenkt. „Insgesamt 
war der Verlauf der Entwicklungen vorhersehbar“, so die 
niederländische Soziologin. Trotz  der Komplexität der Pro-
bleme sei der Fokus auf eine „schnelle Reparatur“ gelegt 
worden, die sich vor allem auf Kabul konzentriert habe. Fast 
alle Truppen stellenden NATO-Staaten hätten integrier-
te zivil-militärische Ansätze verfolgt. Das Resultat sei eine 
Dominanz des Militärischen gewesen, obwohl ein Großteil 
der aktuellen Probleme im Land politische Ursachen habe. 
Außerdem habe man mit dem „Krieg gegen den Terror“ 
und dem „Statebuilding“-Ansatz zwei unterschiedliche 
Strategien verfolgt, die im Spannungsverhältnis zueinander 
stünden.

Afghanistan sei für die internationale Gemeinschaft 
eine politische Herausforderung. „Wir wissen nicht, wie wir 
mit und in Afghanistan handeln sollen“, sagte van Bijlert, 
warnte aber gleichzeitig davor, bei der Bewertung der Situa-
tion in Extreme zu verfallen. Eine Dramatisierung der Lage 
sei ebenso fehl am Platze wie Schönfärberei. Nicht Fatalis-
mus sei angebracht, sondern Realismus.

„Für die derzeitige Situation in Afghanistan sind 
wir teilweise mitverantwortlich“, so die Expertin. Mögli-
cherweise habe der Westen mit den falschen Leuten ver-
handelt. Dass sie von einer Strafverfolgung verschont wor-
den seien, habe die Warlords selbst in Erstaunen versetzt.  

Auch wenn viel Geld nach Afghanistan geflossen sei, nach-
haltige, für den institutionellen Aufbau entscheidende In-
vestitionen ließen auf sich warten, so Aziz Rafiee. Der Groß-
teil der Hilfe, der für den Kapazitätenaufbau aufgebracht  
wurde, sei in die Ministerien in Kabul geflossen. Auf Pro-
vinz- und Distriktebene seien Zuwendungen für den Aufbau 
des Rechtssystems und gute Regierungsführung hingegen  
ausgeblieben. „Korruption und fehlende Transparenz haben 
die Schwäche der staatlichen Strukturen weiter verschärft.“ 
Viel zu wenig sei die afghanische Zivilgesellschaft in den 
Aufbau des Landes einbezogen worden. Dabei gebe es ein 
großes Potenzial für bürgerschaftliches Engagement, viele 
Menschen möchten an den Entscheidungen, die ihre Zu-
kunft betreffen, aktiv mitwirken können, sagte Rafiee. Dies 
sei wesentlich für die Schaffung demokratischer und rechts-
staatlicher Strukturen. Besonders junge Afghaninnen und 
Afghanen sollten die Chance erhalten, Leitungsfunk-tionen 
in der öffentlichen Verwaltung einzunehmen.

„Justice first!“ Gerechtigkeit und Aussöhnung müss-
ten an oberster Stelle stehen, wenn es um Lösungsansätze 
für die inneren Konflikte Afghanistans gehe, so der afgha-
nische NRO-Vertreter. Für die Überlebenden des 30 Jahre 
andauernden Krieges mit rund drei Millionen Toten habe 
Genugtuung in Form einer Bestrafung der Kriegsverbre-
cher einen hohen Stellenwert.

Dass bei den letzten Parlamentswahlen ausgerech-
net die USA und die Vereinten Nationen den verhassten 
Warlords zu 50 Parlamentssitzen verholfen hätten, stoße 
in der afghanischen Bevölkerung auf Empörung. Dem An-
sehen der westlichen Alliierten schade ferner, dass USA 
und NATO die Privatmilizen der Warlords für den Schutz  
ihrer eigenen Truppen in Anspruch nähmen und fürstlich  
bezahlten.

Aziz Rafiee zufolge werden sich die vielschichtigen 
Probleme in Afghanistan nicht durch eine Erhöhung der 
internationalen Truppenstärke lösen lassen. Vielmehr soll-
ten die Bündnispartner ihre zivile Hilfe besser koordinieren 
und vor allem die Afghaninnen und Afghanen in die Lage 
versetzen, ihr Schicksal in die eigene Hand zu nehmen.

Der Vertreter der afghanischen Zivilgesellschaft wies da-
rauf hin, dass der Einsatz der ausländischen Truppen in  
Afghanistan erhebliche Kosten verursacht. Der Einsatz ei-
nes Bundeswehrsoldaten etwa sei um das Zehnfache teurer 
als die Beschäftigung eines einheimischen Soldaten. Die  
Afghaninnen und Afghanen zu befähigen, für die eigene  
Sicherheit der Afghanen zu sorgen, werde sich auch poli-
tisch auszahlen. Es gelte, die aus der Not geborenen Kämpfer 
vom relativ kleinen fundamentalistischen Kern der Taliban 
zu lösen. Wer dem bewaffneten Widerstand glaubhaft ab-
schwöre, könne in die afghanischen Sicherheitskräfte aufge-
nommen werden. Voraussetzung dafür sei aber eine bessere 
Besoldung als bisher, um den Dienst attraktiver zu machen 
und der Korruption vorzubeugen.

Gefährliche Verquickung

Das Missverhältnis zwischen ziviler und militärischer Hilfe 
kritisierte auch der stellvertretende VENRO-Vorstandsvor-
sitzende Jürgen Lieser. Die Mittel, die für den zivilen Aufbau 
in Afghanistan bereitgestellt werden, müssten dringend auf-
gestockt werden. Sie entsprächen nur einem Bruchteil des-
sen, was Deutschland für den militärischen Einsatz ausgebe. 
So koste der Bundeswehreinsatz jährlich über 800 Millionen 
Euro, für die Entwicklungshilfe hingegen fielen nur knapp 
200 Millionen Euro ab.

Kritik äußerte Lieser auch an der Strategie, Soldaten 
sowohl mit militärischen als auch zivilen Aufgaben zu be-
trauen. Selbst die Bundeswehrsoldaten hätten längst begrif-
fen, dass sie keine „Entwicklungshelfer in Uniform“ seien. 
VENRO fordere einen grundlegenden Kurswechsel in der 
Afghanistan-Politik. Anstatt dem militärischen vor dem 
zivilen Engagement des deutschen Afghanistan-Einsatzes 
den Vorrang zu geben, sollte „die schädliche und irrefüh-
rende Vermischung von zivilen und militärischen Aufgaben 
endlich beendet werden“. Auch müssten die Mittel für die 
humanitäre und die Entwicklungshilfe deutlich aufgestockt 
und qualitativ verbessert werden. 

Kein sicheres Umfeld für Helfer

„Mit jeder weiteren Bombe, die in Afghanistan fällt, mit 
jedem weiteren Sprengstoffanschlag stirbt in Afghanistan 
die Hoffnung auf Veränderung“, warnte Thomas Gebauer,  
Geschäftsführer des Hilfswerks medico international. Die 
Sicherheitslage in Afghanistan habe sich drastisch ver-
schlechtert. So sei im Jahr 2009 die Zahl der Angriffe der 
bewaffneten Opposition von 387 im Januar auf 1.092 
im August gestiegen. 1.500 Menschen seien im gleichen 
Zeitraum ums Leben gekommen. Im Vorjahr seien nach 
UN-Angaben insgesamt 2.118 Menschen getötet wor-
den. Nicht nur die internationalen, sondern vor allem 
die afghanischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von 
NRO seien massiv gefährdet, sagte Gebauer und brach-
te Beispiele: In einer von Misereor unterstützten Kli-
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Nach Ansicht Schnurrs stocken die Wiederaufbauprojekte 
aufgrund der schwierigen Sicherheitslage. Auch er vertrat 
die Meinung, dass die Ausbildung der afghanischen Ar-
mee und Polizei intensiviert werden müsse. Allerdings sei 
ein einfaches Training afghanischer Sicherheitskräfte un-
zureichend. Diese müssten auch darin geschult werden, 
im großen Verband zu agieren. Es sei allerdings auch eine 
ganze Reihe von Fortschritten erzielt worden, beispiels- 
weise in den Bereichen Infrastruktur, Bildung und Gesund-
heit. Diese Fortschritte seien nun gefährdet, da sich in vielen  
Regionen, auch in den ehemals ruhigen Nordprovinzen, die 
Sicherheitslage verschlechtert habe und dort auch von den 
Wiederaufbauaktivitäten nichts zu sehen sei.

Die sinkende Akzeptanz des Afghanistan-Einsatzes 
zwängen die Truppensteller dazu, Szenarien für einen Ab-
zug zu entwickeln. Wie auch andere Podiumsteilnehmer vo-
tierte Schnurr entschieden gegen einen Truppenabzug zum 
derzeitigen Zeitpunkt. Um den Frieden im Lande herzustel-
len, bedarf es seiner Ansicht nach neben der weiteren Prä-
senz der Inklusion aller afghanischen Konfliktparteien mit 
Ausnahme des harten Taliban-Kerns – eine Einschätzung, 
die bei der Konferenz auch der afghanische NRO-Vertreter 
Aziz Rafiee teilte.  Schnurr plädierte abschließend dafür, eine 
Strategie mit konkreten und messbaren Einzelmaßnahmen 
festzulegen, wie das Ziel einer funktionsfähigen staatlichen 
Ordnung in Afghanistan erreicht werden könne.

Perspektiven für eine neue Afghanistan-Strategie

Shukria Barakzai, Mitglied des afghanischen Parlaments 
und Chefredakteurin der Wochenzeitung „Women’s Mirror“, 
betonte, dass menschliche Sicherheit und die Bekämpfung 
von Armut und Arbeitslosigkeit höchste Priorität in Afgha-
nistan haben müsse. Frau Barakzai wies auf die schwierigen 
Rahmenbedingungen der letzten Präsidentschaftswahlen 
hin und wertete es als Erfolg, dass die Wahlen überhaupt 
durchgeführt werden konnten. Zu Beginn des internati-
onalen Engagements in Afghanistan hätten alle wichtigen 
Länder des Westens eine eigene Wunschliste mitgebracht. 

„Ihr habt vielleicht nicht die korrupten Führer in Amt und 
Würden gebracht, wohl aber den Egoismus“, so Barakzai. 

„Karsai ist der Präsident des afghanischen Volkes“, 
sagte der Sonderbeauftragte des Auswärtigen Amts für  
Afghanistan und Pakistan, Botschafter Bernd Mützelburg, 
in der abschließenden Podiumsdiskussion. Die afghanische 
Regierung müsse nun ihre Hausaufgaben – die Herstellung 
ihrer eigenen Legitimität – machen. Man sollte Karsai we-
der unter- noch überfordern. Demokratie sei in Afghanis-
tan nur mit den lokalen Wertvorstellungen zu haben.

Das Land müsse befähigt werden, „soziale und wirt-
schaftliche Entwicklung hinzukriegen“, so der Botschafter. 
Die deutsche Seite habe bisher in der Regel zu spät reagiert 
und zu wenig getan – immer das Mindestmaß eben, um 
international nicht schlecht dazustehen. Die Phase der 
Strategiefindung im Westen müsse nun bald abgeschlossen 
werden, nun sei die Umsetzung dringend erforderlich: „Wir 
müssen jetzt nicht kleckern, sondern klotzen“, so Mützel-
burg. An die Adresse der Entwicklungshilfe richtete er die 
Empfehlung, vor allem in die Landwirtschaft zu investieren, 
von der 80 Prozent der afghanischen Bevölkerung lebe. Da 
gebe es Versäumnisse wettzumachen. Zusammenfassend 
wies er abschließend darauf hin, dass nur durch mehr po-
litischen Dialog und gesellschaftliche Reintegration Erfolge 
im Jahr 2010 zu erzielen seien: „Alle Anstrengungen in der 
Entwicklungs- und Sicherheitspolitik werden nicht aus-
reichen, wenn es nicht eine inklusive politische Lösung am 
Hindukusch gibt, in der alle Afghanen ihren Platz finden.“

Ulrich Tilgner, Korrespondent des Schweizer Fern-
sehens SF, beklagte das „Scheitern der Entwicklungspolitik“. 
Gerade zwischen 2001 und 2005 habe es ein Zeitfenster für 
einen erfolgreichen Wiederaufbau Afghanistans gegeben. 
Stattdessen sei das Land im „Human Development Index“ 
der Vereinten Nationen nach acht Jahren weiter nach unten 
gesackt. Die Bilanz sei absolut erschreckend, die Parallelen 
zum Irak unübersehbar, eine Wende zum Besseren nicht ab-
sehbar. Seiner Meinung nach hätten die 1.500 in Afghanistan 
registrierten Nichtregierungsorganisationen mit den ihnen 
zur Verfügung gestellten Geldern mehr bewirken müssen. 

„Die Stunde der nostra culpa ist angesagt“, sagte  
Tilgner, der von 2006 bis 2008 ZDF-Sonderkorrespondent 
für den Nahen und Mittleren Osten war. Er kritisierte die 
Mittelverteilung für Afghanistan. So habe das Auswärtige 
Amt für den Aufbau der Polizei in dem zutiefst zerrütteten 
Land lediglich zwölf Millionen Euro ausgegeben. Der Jour-
nalist führte die Enttäuschung der afghanischen Bevölke-
rung auf die fehlende Umsetzung zugesagter entwicklungs-
politischer Pläne zurück. Tilgner stellte abschließend drei 
Forderungen auf: Die unterschiedlichen gesellschaftlichen 
Gruppen in Afghanistan müssen in die politischen Prozesse 
einbezogen werden; statt die Korruption der Regierung in 
Kabul zu beklagen, sollte auch die Verwendung der Hilfs-
gelder sorgfältig überprüft werden; Deutschland muss ein 
eigenes Afghanistan-Konzept entwickeln und sollte nicht 
die Strategieentwicklung in den USA abwarten. 

Gerechtigkeit sei aus pragmatischen Gründen ignoriert wor-
den. Das liege auch daran, dass gute Regierungsführung und  
Gerechtigkeit als Aufgabe der Entwicklungspolitik betrachtet  
worden sei. 

Staatlichkeit als Schlüssel für erfolgreichen Aufbau

Für die Verwirrung im Zusammenhang mit den Zielen 
des deutschen Afghanistan-Einsatzes hatte der Politikwis-
senschaftler Jochen Hippler vom Institut für Entwicklung 
und Frieden (INEF) eine einfache Erklärung parat. Die 
Deutschen hätten sich ohne außenpolitische Strategie auf 
das Abenteuer eingelassen. Ausschlaggebend sei zunächst 
die „Bündnissolidarität mit den Amerikanern“ nach dem 
Terroranschlag vom 11. September 2001 gewesen. Dazu 
habe sich ein sicherheitspolitisches Eigeninteresse gesellt, 
andere Gründe wie beispielsweise humanitäre Werte und 
Armutsbekämpfung seien später nachgeschoben worden. 
„Zielkonflikte sind dabei einfach ausgeblendet worden“, so 
Hippler. Es handle sich lediglich um eine Liste mehr oder 
weniger sinnvoller Motive, auf der am Ende das Etikett  
„Afghanistan-Strategie“ aufgebracht worden sei. Für die  
Erarbeitung einer Strategie seien aber eine Hierarchisierung 
der Ziele und die Auswahl geeigneter Mittel und Instru-
mente erforderlich. Dies sei aber bis heute nicht erfolgt. Im 
Ergebnis herrsche in der Öffentlichkeit und in der Truppe 
angesichts der unterschiedlichen Begründungsmuster im-
mer größere Verwirrung über Ziele und Inhalte des deut-
schen Einsatzes. 

Über den Erfolg des Aufbaus entscheide vor allem 
die Frage der Legitimität – dies gelte sowohl für die mili-
tärische Intervention als auch für die Arbeit von NRO und 
die Rolle der afghanischen Regierung. Entwicklungszu-
sammenarbeit könne zur Legitimität beitragen, wenn sie in  
einen entsprechenden Rahmen von Staatlichkeit eingebet-
tet sei. „Staatlichkeit ist die wichtigste Säule, ohne sie ist  
alles andere sinnlos“, so Hippler. Doch anstatt die Regierung 
zu stärken, seien 80 Prozent der internationalen Hilfsgelder 
am afghanischen Staat vorbeigeleitet und in fragwürdiger 

Weise mit Milizen und Warlords kooperiert worden. Ohne 
die Grundlage für Staatlichkeit herzustellen, habe es keinen 
Sinn, aufgeblähte Behörden- und Sicherheitsapparate zu 
schaffen.

In der Diskussion brachten Jochen Hippler und an-
dere Konferenzteilnehmer die Sorge zum Ausdruck, dass 
die westlichen Alliierten angesichts ausbleibender Erfolge 
in der Afghanistan-Politik die Korruption im Lande bzw. 
die nicht funktionierende Zentralregierung in Kabul als 
Vorwand für einen schnellen Rückzug aus dem Bürger-
kriegsland missbrauchen könnten. 

Überprüfbare Ziele setzen, Kapazitäten schaffen

Winfried Nachtwei, von 1994 bis 2009 Mitglied des Deut-
schen Bundestags und Afghanistan-Experte von Bündnis 90/
Die Grünen, wies in seinem Vortrag darauf hin, dass das 
Parlament in der deutschen Afghanistan-Politik von Be-
ginn eine wichtige Rolle gespielt habe, und zwar nicht nur 
bezüglich der Mandatierung des Militäreinsatzes. Abgeord-
nete hätten in Anträgen immer wieder auf die Defizite des 
deutschen Engagements hingewiesen, etwa was die unge-
nügende Ausstattung der Hilfen zum Polizeiaufbau angehe. 
Zudem sei im Bundestag kontinuierlich auf einen verbes-
serten Schutz der Zivilbevölkerung, die Erhöhung der Mit-
tel für den zivilen Aufbau und auf die vermehrte Förderung 
der Zivilgesellschaft und die Stärkung von Frauenrechten 
hingewirkt worden. 

Der Sicherheitspolitiker kritisierte die Militärfixiert-
heit der politischen Debatte und damit einhergehend ein 
Desinteresse an Fragen des zivilen Aufbaus. Hilfsorganisa-
tionen hätten es sehr schwer, in der Öffentlichkeit gegen die 
militärisch geprägten „bad news“ anzukommen und Inter-
esse für ihre Arbeit zu wecken. Auch die zivile Krisenprä-
vention sei zu wenig beachtet und umgesetzt worden. Der 
frühere Abgeordnete konstatierte eine generelle politische 
Strategieschwäche. Lange Zeit habe der Schwerpunkt der 
Bundestagsarbeit auf dem Rechtfertigungs- und weniger 
auf dem Wirksamkeitsdiskurs gelegen. Es gelte jetzt, über-
prüfbare Zwischenziele zu setzen und die dafür nötigen  
Kapazitäten zu schaffen. Schließlich sollten Bundeswehr-
soldaten ihren Kopf nur bei Aussicht auf Wirkung und  
Erfolg hinhalten müssen. 

Bilanz aus Sicht der Bundeswehr

Ralf Schnurr, stellvertretender Leiter des Einsatzführungs-
stabs des Bundesverteidigungsministeriums, bilanzierte 
zu Beginn seines Vortrags: „Nach acht Jahren deutschen  
Engagements in Afghanistan stellen wir fest, dass wir unsere 
Ziele nicht erreicht haben.“ Derzeit seien rund 4.300 Solda-
ten im Einsatz, wie Schnurr berichtete. Die Zahl leite sich ab 
aus den Aufgaben und der aktuellen Bedrohungssituation. 
Insgesamt stellen die mehr als 40 im Afghanistan-Einsatz 
beteiligten Staaten über 100.000 Soldaten. 
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Wolfgang Jamann, Generalsekretär der Welthungerhilfe, 
unterstrich die Notwendigkeit, in dem Kriegs- und Nach-
kriegsland die Voraussetzungen für menschliche Sicher-
heit zu schaffen. Die afghanische Bevölkerung müsse nicht 
nur vor der Gewalt, sondern auch vor Mangel, Bedrohung, 
Arbeitslosigkeit, Umweltverschmutzung und vor anderen 
Gefahren geschützt werden. Die durchschnittliche Lebens-
erwartung in Afghanistan liege bei 43 Jahren, knapp zwei 
Drittel der Menschen lebe unterhalb der Armutsgrenze – 
dies seien die Realitäten, unter denen der Wiederaufbau 
stattfinde. Jamann konterte die Kritik Tilgners, dass die 
Entwicklungspolitik versagt habe, mit dem Hinweis, dass 
es unter diesen Voraussetzungen keine schnellen Erfolge  
geben könne, sondern ein kompletter Neuaufbau des  
Landes erforderlich sei, der einen langen Atem erfordere.

„Was könnte besser laufen? Nicht alles durch die  
militärische Brille sehen“, sagte Jamann. Die Fixierung auf 
das Militärische sei kontraproduktiv, die gezielte Tötung 
von Taliban-Führern und die häufigen Hausdurchsuchun-
gen unverantwortlich. „70 Prozent greifen nicht zu Waffen, 
weil sie radikalisiert sind, sondern um ihre Familien zu er-
nähren.“ Der Generalsekretär der  Welthungerhilfe beklag-
te, dass die Instrumente der zivilen Konfliktbearbeitung zu 
wenig eingesetzt worden seien. Er plädierte zudem für eine 
Verschiebung der Prioritäten hin zur Bildung von Kapazi-
täten und zur Stärkung der Eigenverantwortung. Die afgha-
nische Zivilgesellschaft sei aber nur relativ schwach ausge-
bildet und daher noch nicht in der Lage, partnerschaftlich 
geplante und implementierte Projekte komplett zu über-
nehmen. Den Afghaninnen und Afghanen müsste Zeit ge-
geben werden, die Voraussetzungen für staatliche Ordnung 
zu schaffen. Zudem empfahl Wolfgang Jamann die afgha-
nische Polizei so auszubilden, dass sie das Vertrauen der  
Bevölkerung erlangen könne. 

In der abschließenden Diskussion mit dem Auditorium 
machte Botschafter Bernd Mützelburg deutlich, dass die deut-
schen Truppen so eingesetzt werden sollten, dass sie von der 
afghanischen Öffentlichkeit als Beschützer wahrgenommen 

werden. Dies bedeute, dass sie trotz des damit verbundenen 
Sicherheitsrisikos ihre sicheren Festungen verlassen müssen. 

An die Adresse der NRO sagte Mützelburg: „Auch 
Sie haben Fehler gemacht“, zum Beispiel durch die Auszah-
lung zu hoher Gehälter an afghanische Mitarbeiter. Dadurch 
habe sich ein Desinteresse der Afghanen eingestellt, für den 
afghanischen Staat zu arbeiten. Der internationalen Ge-
meinschaft empfahl der Diplomat, Ausgleichsmechanismen 
für die ethnischen Spannungen zu suchen und auch die Mi-
lizen der Warlords im Auge zu behalten, die sich zu einem 
noch größeren Sicherheitsproblem auswachsen könnten.
Der afghanischen Politikerin Shukria Barakzai zufolge, die 
nach eigenen Angaben bei den nächsten Wahlen als Prä-
sidentschaftskandidatin antreten will, benötigt der Staaten-
aufbau Zeit. Die einseitige Berichterstattung über die Situa-
tion in ihrem Lande vermittle ein falsches Afghanistan-Bild. 
Dabei gebe es eine Vielzahl positiver Entwicklungen. Die 
Afghanen verfügten über eine Verfassung, die Menschen 
über fundamentale Rechte. 

Ein Opfer der Konzentration auf die „Bad News“ sei 
ein neues Gesetz, das jegliche Gewalt gegen Frauen unter 
Strafe stelle. Anstatt diese Errungenschaft zu thematisieren, 
habe man extensiv über das Karsai-Gesetz berichtet, das 
Frauen nötige, ihren Männern spätestens alle vier Tage se-
xuell zur Verfügung zu stehen. 

Peter Runge von VENRO skizzierte zum Abschluss 
der Veranstaltung  die weiteren politischen Highlights  der 
nächsten Monate: die Verabschiedung der neuen Afghanis-
tan-Strategie der US-Regierung, die Entscheidung im Deut-
schen Bundestag über die Verlängerung des Afghanistan-
Einsatzes der Bundeswehr und die für den 28. Januar 2010 
geplante internationale Regierungskonferenz in London. 
Er begrüße, dass nun auch in Deutschland die Diskussion 
über die richtige Afghanistan-Strategie Fahrt aufgenom-
men habe, und kündigte an, dass die deutschen NRO die 
weiteren politischen Entscheidungsprozesse auf deutscher 
und internationaler Ebene weiterhin verfolgen und kritisch 
begleiten würden.
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